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Allgemeine Geschäftsbedingungen der Oberbank  - 
Gegenüberstellung der geänderten Bestimmungen. 

Fassung 2013 Fassung 2015 

2. Änderungen 
Z 2 (1) Änderungen dieser zwischen Kunden und Kreditinstitut vereinbarten AGB gelten nach Ablauf 
von 2 Monaten ab Zugang der Mitteilung der angebotenen Änderungen an den Kunden als 
vereinbart, sofern bis dahin kein Widerspruch des Kunden beim Kreditinstitut einlangt. Die Mitteilung 
an den Kunden kann in jeder Form erfolgen, die mit ihm vereinbart worden ist. Eine mit dem Kunden 
getroffene Vereinbarung über den Zugang von Erklärungen des Kreditinstituts gilt auch für die 
Mitteilung von Änderungen der AGB. 
(2) Das Kreditinstitut wird den Kunden in der Mitteilung auf die Änderung der AGB hinweisen und 
darauf aufmerksam machen, dass sein Stillschweigen nach Ablauf von 2 Monaten ab Zugang der 
Mitteilung als Zustimmung zur Änderung gilt. Außerdem wird das Kreditinstitut eine 
Gegenüberstellung über die von der Änderung der AGB betroffenen Bestimmungen sowie die 
vollständige Fassung der neuen AGB auf seiner Homepage veröffentlichen und diese in Schriftform 
dem Kunden auf dessen Verlangen in ihren Geschäftsstellen aushändigen oder postalisch 
übermitteln. Das Kreditinstitut wird den Kunden mit der Mit-teilung über die angebotene Änderung 
auf diese Möglichkeiten hinweisen. Gegenüber einem Unternehmer ist es ausreichend, das Anbot 
über die Änderung auf eine mit dem Unternehmer vereinbarte Weise zum Abruf bereit zu halten. 
(3) Im Falle einer solchen beabsichtigten Änderung der AGB hat der Kunde, der Verbraucher ist, das 
Recht, seine Rahmenverträge für Zahlungsdienste, insbesondere den Girokontovertrag, vor dem 
Inkrafttreten der Änderung kostenlos fristlos zu kündigen. 
(4) Abs. (1) bis (3) gelten auch für Änderungen der Rahmenverträge für Zahlungsdienste 
(insbesondere des Girokontovertrags). Gesondert geregelt ist die Änderung der in solchen 
Rahmenverträgen vereinbarten Leistungen des Kreditinstituts und Entgelte des Kunden in Z 43 für 
das Geschäft mit Unternehmern; die Änderung der in solchen Rahmenverträgen vereinbarten 
Entgelte des Kunden in Z 45 für das Geschäft mit Verbrauchern; Abs. (1) bis (3) gelten nicht für die 
Änderung der in solchen Rahmenverträgen mit Verbrauchern vereinbarten Leistungen des 
Kreditinstituts.   

2. Änderungen der AGB und der Rahmenverträge 
Z 2 (1) Soweit nicht von Abs. (6) erfasst, werden Änderungen dieser AGB dem Kunden vom 
Kreditinstitut spätestens 2 Monate vor dem vorgeschlagenen Zeitpunkt ihres Inkrafttretens angeboten. 
Dabei werden die vom Änderungsangebot betroffenen Bestimmungen und die vorgeschlagenen 
Änderungen in einer Gegenüberstellung dargestellt. Die Zustimmung des Kunden gilt als erteilt, wenn 
beim Kreditinstitut vor dem vorgeschlagenen Zeitpunkt des Inkrafttretens kein Widerspruch des 
Kunden einlangt. Darauf wird das Kreditinstitut den Kunden im Änderungsangebot hinweisen. 
Außerdem wird das Kreditinstitut eine Gegenüberstellung über die von der Änderung der AGB 
betroffenen Bestimmungen sowie die vollständige Fassung der neuen AGB auf seiner Homepage 
veröffentlichen. Auch darauf wird das Kreditinstitut im Änderungsangebot hinweisen. Das 
Änderungsangebot ist einem Kunden, der Verbraucher ist, mitzuteilen. Gegenüber einem 
Unternehmer ist es ausreichend, das Änderungsangebot auf eine mit dem Unternehmer vereinbarte 
Weise zum Abruf bereit zu halten. 
(2) Änderungen dieser AGB müssen unter Berücksichtigung aller Umstände (gesetzliche, 
aufsichtsbehördliche und sonstige behördliche Anforderungen, Gerichtsurteile, die Sicherheit des 
Bankbetriebs, die technische Entwicklung, Änderung der vorherrschenden Kundenbedürfnisse oder 
des erheblich gesunkenen Nutzungsgrads der Leistung, der die Kostendeckung wesentlich 
beeinträchtigt) sachlich gerechtfertigt sein. 
(3) Bei einem Änderungsangebot, das sich auf in diesen AGB enthaltene Leistungen des 
Kreditinstituts gegenüber Verbrauchern bezieht, ist überdies erforderlich, dass sich dadurch eine 
Ausweitung der Leistungen des Kreditinstituts oder eine für den Kunden zumutbare Einschränkung der 
Leistungen des Kreditinstituts und keine unverhältnismäßigen Änderungen wesentlicher Rechte und 
Pflichten zu Gunsten des Kreditinstituts ergeben.  
(4) Im Falle einer beabsichtigten Änderung der AGB hat der Kunde, der Verbraucher ist, das Recht, 
seine Rahmenverträge für Zahlungsdienste, insbesondere den Girokontovertrag, vor dem Inkrafttreten 
der Änderung kostenlos fristlos zu kündigen. Darauf wird das Kreditinstitut im Änderungsangebot 
hinweisen. 
(5) Abs. (1) und (2) gelten auch für vom Abs. (6) nicht erfasste Änderungen der Rahmenverträge 
zwischen Kunden und Kreditinstitut. Für Änderungen der Rahmenverträge für Zahlungsdienste 
(insbesondere des Girokontovertrags) gilt darüber hinaus auch Abs. (4). 
(6) Die Änderung der Leistungen des Kreditinstituts und Entgelte des Kunden für das Geschäft mit 
Unternehmern erfolgt, soweit sie mit dem Kunden nicht individuell vereinbart werden, gemäß Z 43. Die 
Änderung der Entgelte des Kunden für das Geschäft mit Verbrauchern erfolgt, soweit sie mit dem 
Kunden nicht individuell vereinbart werden, gemäß Z 44 und Z 45. Änderungen der mit Verbrauchern 
in Rahmenverträgen vereinbarten Leistungen des Kreditinstituts sind zwischen Kreditinstitut und 
Kunden individuell zu vereinbaren. Für die Anpassung von Zinssätzen anhand von 
Referenzzinssätzen gilt Z 46.   
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4. Sorgfalt bei Verwendung von Telekommunikationsmitteln; Zahlungsinstrumente 
Z 15 (2) Das Kreditinstitut ist berechtigt, Zahlungsinstrumente, die es an den Kunden ausgegeben 
hat, zu sperren, wenn 
objektive Gründe im Zusammenhang mit der Sicherheit des 
- Zahlungsinstruments dies rechtfertigen, oder  
- der Verdacht einer nicht autorisierten oder betrügerischen Verwendung des Zahlungsinstruments 

besteht, oder 
- das beträchtlich erhöhte Risiko besteht, dass der Kunde seinen Zahlungspflichten im 

Zusammenhang mit einer mit dem Zahlungsinstrument verbundenen Kreditlinie nicht nachkommt. 
Das Kreditinstitut wird den Kunden - soweit eine Bekanntgabe der Sperre oder der Gründe für die 
Sperre nicht eine gerichtliche oder verwaltungsbehördliche Anordnung verletzen bzw. 
österreichischen oder gemeinschaftsrechtlichen Rechtsnormen oder objektiven 
Sicherheitserwägungen zuwiderlaufen würde - von einer solchen Sperre und deren Gründen in einer 
der mit dem Kunden vereinbarten Kommunikationsformen möglichst vor, spätestens aber 
unverzüglich nach der Sperre informieren. 
  

4. Sorgfalt bei Verwendung von Telekommunikationsmitteln; Zahlungsinstrumente 
Z 15 (2) Das Kreditinstitut ist berechtigt, Zahlungsinstrumente, die es an den Kunden ausgegeben hat, 
zu sperren, wenn 
- objektive Gründe im Zusammenhang mit der Sicherheit des   Zahlungsinstruments dies rechtfertigen, 

oder  
- der Verdacht einer nicht autorisierten oder betrügerischen Verwendung des Zahlungsinstruments 

besteht, oder 
- der Kunde seinen Zahlungspflichten im Zusammenhang mit einer mit dem  Zahlungsinstrument 

verbundenen Kreditlinie (Überschreitung oder Überziehung) nicht nachgekommen ist und 
- entweder die Erfüllung dieser Zahlungspflichten aufgrund einer Verschlechterung oder Gefährdung 

der Vermögensverhältnisse des Kunden oder eines Mitverpflichteten gefährdet ist, 
- oder beim Kunden die Zahlungsunfähigkeit eingetreten ist oder diese unmittelbar droht. 
Das Kreditinstitut wird den Kunden - soweit eine Bekanntgabe der Sperre oder der Gründe für die 
Sperre nicht eine gerichtliche oder verwaltungsbehördliche Anordnung verletzen bzw. österreichischen 
oder gemeinschaftsrechtlichen Rechtsnormen oder objektiven Sicherheitserwägungen zuwiderlaufen 
würde - von einer solchen Sperre und deren Gründen in der mit dem Kunden vereinbarten Form 
möglichst vor, spätestens aber unverzüglich nach der Sperre informieren. 

5. Erhebung von Einwendungen 
Z 16 (1) Der Kunde hat Erklärungen des Kreditinstituts, die sich nicht auf Zahlungsdienste beziehen 
(wie zB Bestätigungen von erteilten Aufträgen zu Finanzinstrumenten, Anzeigen über deren 
Ausführung und Abschlussbestätigungen; Auszüge, Rechnungsabschlüsse und sonstige 
Abrechnungen im Kredit- und Fremdwährungsgeschäft; Depotauszüge bzw. -aufstellungen), auf ihre 
Vollständigkeit und Richtigkeit zu über-prüfen und etwaige Einwendungen in angemessener Frist zu 
erheben. Gehen dem Kreditinstitut gegen diese Erklärungen innerhalb von zwei Monaten keine 
schriftlichen Einwendungen zu, so gelten die Erklärungen des Kreditinstituts als genehmigt; das 
Kreditinstitut wird den Kunden jeweils bei Beginn der Frist auf diese Bedeutung seines Verhaltens 
hinweisen. 

5. Erhebung von Einwendungen 
Z 16 (1) Der Kunde hat die Obliegenheit, Erklärungen des Kreditinstituts, die sich nicht auf 
Zahlungsdienste beziehen (zB Bestätigungen von erteilten Aufträgen zu Finanzinstrumenten, 
Anzeigen über deren Ausführung und Abschlussbestätigungen; Auszüge, Rechnungsabschlüsse und 
sonstige Abrechnungen im Kredit- und Fremdwährungsgeschäft; Depotauszüge bzw. 
-aufstellungen), auf ihre Vollständigkeit und Richtigkeit zu überprüfen und etwaige Einwendungen in 
angemessener Frist zu erheben. Gehen dem Kreditinstitut gegen diese Erklärungen innerhalb von 
zwei Monaten keine Einwendungen zu, ist damit kein Rechtsverlust verbunden. Der Kunde kann auch 
danach eine Berichtigung der Erklärung verlangen, wenn er die Unrichtigkeit der Erklärung des 
Kreditinstituts nachweist. Das Kreditinstitut wird den Kunden jeweils bei Beginn der Frist auf die 
Folgen des Unterbleibens einer zeitgerechten Einwendung hinweisen. 

3. Kündigung aus wichtigem Grund 
Z 24 (2) Ein wichtiger Grund, der das Kreditinstitut zur Kündigung berechtigt, liegt insbesondere vor, 
wenn 
- eine Verschlechterung oder Gefährdung der Vermögensverhältnisse des Kunden oder eines 

Mitverpflichteten eintritt und dadurch die Erfüllung von Verbindlichkeiten gegenüber dem 
Kreditinstitut gefährdet ist,  

- der Kunde unrichtige Angaben über seine Vermögensverhältnisse oder sonstige wesentliche 
Umstände macht,  

- der Kunde eine Verpflichtung zur Bestellung oder Verstärkung von Sicherheiten nicht erfüllt oder 
nicht erfüllen kann und dadurch die Erfüllung von Verbindlichkeiten gegenüber dem Kreditinstitut 
gefährdet ist oder 

- der Kunde Zahlungsverpflichtungen gegenüber dem Kreditinstitut gröblich verletzt. Bei Krediten an 
Verbraucher begründet ein Zahlungsverzug nur dann einen wichtigen Grund, wenn das 
Kreditinstitut seine Leistung erbracht hat, zumindest eine rückständige Leistung des Verbrauchers 
seit mindestens 6 Wochen fällig ist, sowie das Kredit-institut den Verbraucher unter Androhung des 
Terminsverlusts und unter Setzung einer Nachfrist von 2 Wochen erfolglos gemahnt hat. 

3. Kündigung aus wichtigem Grund 
Z 24 (2) Ein wichtiger Grund, der das Kreditinstitut zur Kündigung berechtigt, liegt insbesondere vor, 
wenn 
- eine Verschlechterung oder Gefährdung der Vermögensverhältnisse des Kunden oder eines 

Mitverpflichteten eintritt und dadurch die Erfüllung von Verbindlichkeiten gegenüber dem 
Kreditinstitut gefährdet ist,  

- der Kunde unrichtige Angaben über seine Vermögensverhältnisse oder sonstige wesentliche 
Umstände macht, oder 

- der Kunde eine Verpflichtung zur Bestellung oder Verstärkung von Sicherheiten nicht erfüllt oder 
nicht erfüllen kann und dadurch die Erfüllung von Verbindlichkeiten gegenüber dem Kreditinstitut 
gefährdet ist. 

2. Zeichnungsberechtigung 
Z 32 (2) Die Zeichnungsberechtigung über ein Depot umfasst auch die Befugnis, Wertpapiere im 
Rahmen der vorhandenen Deckung und des gemäß Wertpapieraufsichtsgesetz erhobenen 
Anlageziels des Depotinhabers zu kaufen und zu verkaufen. 

2. Zeichnungsberechtigung  
Z 32 (2) Die Zeichnungsberechtigung über ein Depot umfasst auch die Befugnis, Wertpapiere im 
Rahmen der vorhandenen Deckung und des gemäß Wertpapieraufsichtsgesetz erhobenen 
Anlageziels und der Risikobereitschaft des Depotinhabers zu kaufen und zu verkaufen. 
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3. Gemeinschaftskonto 
Z 35 (3) Wurde nicht ausdrücklich anderes vereinbart, so ist jeder Kontomitinhaber allein berechtigt, 
über die Kontoforderung zu disponieren. Diese Berechtigung umfasst auch die Befugnis, 
Wertpapiere im Rahmen der vorhandenen Deckung und des gemäß Wertpapieraufsichtsgesetz 
erhobenen gemeinsamen Anlageziels aller Depotinhaber zu kaufen und zu verkaufen. Sie wird 
jedoch durch den ausdrücklichen Widerspruch eines anderen Kontoinhabers beendet; in diesem Fall 
sind nur alle Mitinhaber gemeinsam berechtigt. 

3. Gemeinschaftskonto 
Z 35 (3) Wurde nicht ausdrücklich anderes vereinbart, so ist jeder Kontomitinhaber allein berechtigt, 
über die Kontoforderung zu disponieren. Diese Berechtigung umfasst auch die Befugnis, Wertpapiere 
im Rahmen der vorhandenen Deckung und des gemäß Wertpapieraufsichtsgesetz erhobenen 
gemeinsamen Anlageziels und der gemeinsamen Risikobereitschaft aller Depotinhaber zu kaufen und 
zu verkaufen. Sie wird jedoch durch den ausdrücklichen Widerspruch eines anderen Kontoinhabers 
beendet; in diesem Fall sind nur alle Mitinhaber gemeinsam berechtigt. 

4. Fremdwährungskonto 
Z 37 (2) Die Inhaber von Guthaben in ausländischer Währung tragen anteilig bis zur Höhe ihres 
Guthabens alle wirtschaftlichen und rechtlichen Nachteile und Schäden, die das im In- und Ausland 
unterhaltene Gesamtguthaben des Kreditinstituts in der entsprechenden Währung durch von dem 
Kreditinstitut nicht zu vertretende Maßnahmen oder Ereignisse trifft. 

4. Fremdwährungskonto 
Z 37 (2) Die Verpflichtung des Kreditinstituts zur Ausführung einer Verfügung zu Lasten eines 
Fremdwährungsguthabens oder zur Erfüllung einer Fremdwährungsverbindlichkeit ist in dem Umfang 
und solange ausgesetzt, wie das Kreditinstitut in der Währung, auf die das Fremdwährungsguthaben 
oder die Verbindlichkeit lautet, wegen politisch bedingter Maßnahmen oder Ereignisse im Land dieser 
Währung nicht oder nur eingeschränkt verfügen kann. In dem Umfang und solange diese 
Maßnahmen oder Ereignisse andauern, ist das Kreditinstitut auch nicht zu einer Erfüllung an einem 
anderen Ort außerhalb des Landes der Währung, in einer anderen Währung (auch nicht in Euro) oder 
durch Anschaffung von Bargeld verpflichtet. Die Verpflichtung des Kreditinstituts zur Ausführung einer 
Verfügung zu Lasten eines Fremdwährungsguthabens ist dagegen nicht ausgesetzt, wenn sie das 
Kreditinstitut vollständig im eigenen Haus ausführen kann. Das Recht des Kunden und des 
Kreditinstituts, fällige gegenseitige Forderungen in derselben Währung miteinander zu verrechnen, 
bleibt von den vorstehenden Regelungen unberührt. 

IV. GIROVERKEHR 
A. Überweisungsaufträge 
Z 39 (1) Bei Überweisungsaufträgen zugunsten eines Empfängers, dessen Konto bei einem 
Zahlungsdienstleister innerhalb Österreichs, anderer Staaten des Europäischen Wirtschaftsraums 
(EWR) oder der Schweiz geführt wird, hat der Kunde den Empfänger mit dessen International Bank 
Account Number (IBAN) zu bezeichnen. Hat der Zahlungsdienstleister des Empfängers seinen Sitz 
in einem anderen Mitgliedstaat des EWR als Österreich oder in der Schweiz, so ist bis zum 
31.Jänner 2016 neben der IBAN auch der Bank Identifier Code (BIC) des Zahlungsdienstleisters des 
Empfängers anzugeben. Bis zum 31.Jänner 2014 kann der Kunde zur Bezeichnung des Empfängers 
anstelle der IBAN weiterhin Namen und Kontonummer des Empfängers und entweder Bankleitzahl 
oder BIC des Zahlungsdienstleisters des Empfängers verwenden. 
(9) Informationen über ausgeführte Überweisungsaufträge (Referenz, Betrag, Währung, Entgelte, 
Zinsen, Wechselkurs, Wertstellung der Belastung) und sonstige zu Lasten seines Kontos 
ausgeführte Zahlungen, insbesondere im Rahmen des Lastschrift- und 
Einzugsermächtigungsverfahrens, werden dem Kunden, der Verbraucher ist - sofern noch nicht 
anlässlich der jeweiligen Transaktion im Kontoauszug ausgewiesen - auf Anfrage einmal monatlich 
vom Kreditinstitut zur Verfügung gestellt. 

IV. GIROVERKEHR 
A. Überweisungsaufträge 
Z 39 (1) Bei Überweisungsaufträgen zugunsten eines Empfängers, dessen Konto bei einem 
Zahlungsdienstleister innerhalb Österreichs, anderer Staaten des Europäischen Wirtschaftsraums 
(EWR) oder der Schweiz geführt wird, hat der Kunde den Empfänger mit dessen International Bank 
Account Number (IBAN) zu bezeichnen. Hat der Zahlungsdienstleister des Empfängers seinen Sitz in 
einem anderen Mitgliedstaat des EWR als Österreich oder in der Schweiz, so ist bis zum 31.Jänner 
2016 neben der IBAN auch der Bank Identifier Code (BIC) des Zahlungsdienstleisters des 
Empfängers anzugeben. 

(9) Informationen über ausgeführte Überweisungsaufträge (Referenz, Betrag, Währung, Entgelte, 
Zinsen, Wechselkurs, Wertstellung der Belastung) und sonstige zu Lasten seines Kontos ausgeführte 
Zahlungen, insbesondere im Rahmen des Lastschriftverfahrens, werden dem Kunden, der 
Verbraucher ist - sofern noch nicht anlässlich der jeweiligen Transaktion im Kontoauszug 
ausgewiesen - auf Anfrage einmal monatlich vom Kreditinstitut zur Verfügung gestellt. 

B. Gutschriften und Stornorecht 
Z 40 (3) Das Kreditinstitut ist berechtigt, eigene Entgelte für die Überweisung vom gutzuschreibenden 
Betrag abzuziehen. Das Kreditinstitut wird den Überweisungsbetrag und abgezogene Entgelte 
gesondert ausweisen. 

B. Gutschriften und Stornorecht 
Z 40 (3) Das Kreditinstitut ist berechtigt, eigene Entgelte gemäß §§ 27 und 28 (1) Z 3 
Zahlungsdienstegesetz für die Überweisung vom gutzuschreibenden Betrag abzuziehen. Das 
Kreditinstitut wird den Überweisungsbetrag und abgezogene Entgelte gesondert ausweisen. 
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D. Belastungsbuchungen   
Z 42 (2) Schecks und sonstige Zahlungsanweisungen sowie Lastschriften sind eingelöst, wenn die 
Belastungsbuchung auf dem bezogenen Konto des Kunden nicht innerhalb von zwei Geschäftstagen 
rückgängig gemacht wird, es sei denn, das Kreditinstitut hat schon zuvor den Einreicher von der 
Einlösung verständigt oder an ihn Barzahlung geleistet. 

D. Belastungsbuchungen 
Z 42 (2) Schecks und sonstige Zahlungsanweisungen sowie SEPA-Firmenlastschriften sind eingelöst, 
wenn die Belastungsbuchung auf dem bezogenen Konto des Kunden nicht innerhalb von zwei 
Geschäftstagen rückgängig gemacht wird, es sei denn, das Kreditinstitut hat schon zuvor den 
Einreicher von der Einlösung verständigt oder an ihn Barzahlung geleistet. SEPA-Basislastschriften 
(Z 42a (3)) sind mit Ablauf von 5 Geschäftstagen eingelöst. 

E. Einzugsermächtigungen und Lastschriftaufträge 
Z 42a (1) Der Kunde stimmt der Belastung seines Kontos mit Beträgen, die von ihm ermächtigte 
Dritte zulasten seines Kontos beim Kreditinstitut einziehen, zu. Diese Zustimmung kann vom Kunden 
jederzeit schriftlich widerrufen werden. Ein derartiger Widerruf wirkt ab dem seinem Eingang beim 
Kreditinstitut folgenden Geschäftstag. 
(2) Lag dem Kreditinstitut zum Zeitpunkt der Kontobelastung der Auftrag des Kunden vor, von einem 
im Auftrag bestimmten Dritten eingezogene Beträge zulasten des Kontos des Kunden zu bezahlen 
(„Lastschriftauftrag“), muss das Kreditinstitut dem Verlangen eines Kunden, der Verbraucher ist, 
die Belastung seines Kontos mit dem eingezogenen Betrag mit gleicher Wertstellung rückgängig zu 
machen, nachkommen. Dies gilt nicht, wenn das Kreditinstitut nachweisen kann, dass dem Kunden 
die Information über den anstehenden Einzug mindestens vier Wochen vor dem Fälligkeitstermin 
vom Kreditinstitut oder vom Zahlungsempfänger in einer vereinbarten Form mitgeteilt oder 
zugänglich gemacht worden ist. Dem Kreditinstitut muss das Verlangen des Kunden auf 
Rückgängigmachung der Belastung binnen 8 Wochen nach dem Tag der Kontobelastung zugehen. 
Unternehmer sind nicht berechtigt, ein derartiges Verlangen zu stellen. 
(3) Lag dem Kreditinstitut zum Zeitpunkt der Kontobelastung kein Lastschriftauftrag des Kunden vor 
(„Einzugsermächtigungsverfahren“), hat das Kreditinstitut dem ihm binnen 8 Wochen, gerechnet 
ab dem Zeitpunkt der Kontobelastung, zugegangenen Verlangen des Kunden (auch wenn dieser 
Unternehmer ist), die Kontobelastung rückgängig zu machen, ohne weiteres zu entsprechen. 

E. Lastschriftaufträge 
Z 42a (1) Der Kunde stimmt der Belastung seines Kontos mit Beträgen, die von ihm ermächtigte Dritte 
mittels SEPA-Lastschrift zulasten seines Kontos beim Kreditinstitut einziehen, zu. Diese Zustimmung 
kann vom Kunden jederzeit schriftlich widerrufen werden. Ein derartiger Widerruf wirkt ab dem seinem 
Eingang beim Kreditinstitut folgenden Geschäftstag. 
(2) Das Kreditinstitut führt SEPA-Lastschriften, mit welchen das Konto des Kunden belastet werden 
soll, aufgrund der vom einziehenden Kreditinstitut übermittelten IBAN (International Bank Account 
Number) durch. Die Angaben zur IBAN stellen den Kundenidentifikator dar. 

(3) Lag dem Zahlungsempfänger zum Zeitpunkt der Kontobelastung kein Lastschriftauftrag des 
Kunden vor („SEPA-Mandat“), hat das Kreditinstitut dem ihm binnen 8 Wochen, gerechnet ab dem 
Zeitpunkt der Kontobelastung, zugegangenen Verlangen des Kunden (Zahler), die Kontobelastung 
rückgängig zu machen, ohne weiteres zu entsprechen, wenn es sich um eine SEPA-Basislastschrift 
gehandelt hat. SEPA-Firmenlastschriften sind final und können nicht auf Verlangen des Kunden 
(Zahler) vom Kreditinstitut rückgängig gemacht werden. 

V. ENTGELT UND AUFWANDERSATZ 
A. Entgelts- und Leistungsänderungen gegenüber Unternehmern 
Z 43 (2) Über Abs. 1 hinausgehende Änderungen von Leistungen des Kreditinstituts oder der 
Entgelte des Kunden, die Einführung neuer entgeltspflichtiger Leistungen sowie neuer Entgelte für 
schon vereinbarte Leistungen werden dem Kunden vom Kreditinstitut spätestens zwei Monate vor 
dem vorgeschlagenen Zeitpunkt ihres Wirksamswerdens angeboten. Die Zustimmung des Kunden 
zu diesen Änderungen gilt als erteilt, wenn beim Kreditinstitut vor dem vorgeschlagenen Zeitpunkt 
des Wirksamswerdens kein Widerspruch des Kunden einlangt. Darauf wird das Kreditinstitut den 
Kunden im Änderungsangebot hinweisen. Das Änderungsangebot kann das Kreditinstitut auf eine 
mit dem Kunden vereinbarte Weise zum Abruf bereithalten. 

V. ÄNDERUNG VON ENTGELTEN UND LEISTUNGEN; AUFWANDERSATZ 
A. Entgelts- und Leistungsänderungen gegenüber Unternehmern 
Z 43 (2) Über Abs. 1 hinausgehende Änderungen von Leistungen des Kreditinstituts oder der Entgelte 
des Kunden, die Einführung neuer entgeltspflichtiger Leistungen sowie neuer Entgelte für schon 
vereinbarte Leistungen werden dem Kunden vom Kreditinstitut spätestens zwei Monate vor dem 
vorgeschlagenen Zeitpunkt ihres Inkrafttretens angeboten. Die Zustimmung des Kunden zu diesen 
Änderungen gilt als erteilt, wenn beim Kreditinstitut vor dem vorgeschlagenen Zeitpunkt des 
Inkrafttretens kein Widerspruch des Kunden einlangt. Darauf wird das Kreditinstitut den Kunden im 
Änderungsangebot hinweisen. Das Änderungsangebot kann das Kreditinstitut auf eine mit dem 
Kunden vereinbarte Weise zum Abruf bereithalten. 
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C. Änderungen von Entgelten für Zahlungsdienste gegenüber Verbrauchern  
Z 45 (1) Änderungen der in einem Rahmenvertrag für Zahlungsdienste (insbesondere des 
Girokontovertrags) vereinbarten Entgelte für Dauerleistungen werden dem Kunden vom Kreditinstitut 
spätestens zwei Monate vor dem vorgeschlagenen Zeitpunkt ihres Wirksamwerdens angeboten. Die 
Zustimmung des Kunden zu diesen Änderungen gilt als erteilt, wenn beim Kreditinstitut vor dem 
vorgeschlagenen Zeitpunkt des Wirksamwerdens kein Widerspruch des Kunden einlangt. Darauf 
wird das Kreditinstitut den Kunden im Änderungsangebot hinweisen. Der Kunde hat das Recht, den 
Rahmenvertrag bis zum Inkrafttreten der Änderung kostenlos fristlos zu kündigen. Auch darauf wird 
das Kreditinstitut im Änderungsangebot hinweisen. Das Änderungsangebot ist dem Kunden vom 
Kreditinstitut mitzuteilen. 

(2) Auf dem in Abs. 1 vorgesehenen Weg dürfen die mit dem Kunden vereinbarten Entgelte im 
gleichen Verhältnis angepasst (erhöht oder gesenkt) werden, wie sich das zum Stichtag (jeweils der 
01.01. eines jeden Jahres) gültige kollektivvertragliche Gehaltsschema für Angestellte der Banken 
und Bankiers, Beschäftigungsgruppe C, Stufe 1 oder das an seine Stelle tretende Schema, 
verändert hat, wobei jeweils eine kaufmännische Rundung auf ganze Cent erfolgt. Diese Anpassung 
erfolgt jährlich mit Wirkung ab dem 01.01. jeden Jahres. Wurde mit dem Kunden in einem Jahr die 
sich aus Satz 1 ergebende Entgeltsanpassung im Sinne des Abs. 1 nicht vereinbart, so kann diese 
Anpassung dem Kunden auch später mit Wirkung für die Zukunft noch angeboten werden. 

C. Änderungen von Entgelten für Zahlungsdienste gegenüber Verbrauchern (ausgenommen 
    Sollzinsen) 
Z 45 (1) Änderungen der in einem Rahmenvertrag für Zahlungsdienste (insbesondere des 
Girokontovertrags) vereinbarten Entgelte für Dauerleistungen werden dem Kunden vom Kreditinstitut 
spätestens zwei Monate vor dem vorgeschlagenen Zeitpunkt ihres Inkrafttretens angeboten. Die 
Zustimmung des Kunden zu diesen Änderungen gilt als erteilt, wenn beim Kreditinstitut vor dem 
vorgeschlagenen Zeitpunkt des Inkrafttretens kein Widerspruch des Kunden einlangt. Darauf wird das 
Kreditinstitut den Kunden im Änderungsangebot, das dem Kunden mitzuteilen ist und in dem das 
Ausmaß der Änderung darzustellen ist, hinweisen. Der Kunde hat das Recht, den Rahmenvertrag bis 
zum Inkrafttreten der Änderung kostenlos fristlos zu kündigen. Auch darauf wird das Kreditinstitut im 
Änderungsangebot hinweisen. 
(2) Auf dem in Abs. 1 vorgesehenen Weg dürfen die mit dem Kunden vereinbarten Entgelte im 
gleichen Verhältnis angepasst (erhöht oder gesenkt) werden, wie sich das zum Stichtag (jeweils der 
01.01. eines jeden Jahres) gültige kollektivvertragliche Gehaltsschema für Angestellte der Banken 
und Bankiers, Beschäftigungsgruppe C, Stufe 1 oder das an seine Stelle tretende Schema, verändert 
hat, wobei jeweils eine kaufmännische Rundung auf ganze Cent erfolgt. Diese Anpassung erfolgt 
jährlich mit Wirkung ab dem 01.01. jeden Jahres. Wurde dem Kunden in einem Jahr die sich aus Satz 
1 ergebende Entgeltsanpassung nicht angeboten, so kann diese Anpassung dem Kunden auch 
später noch mit Wirkung für die Zukunft angeboten werden. 

INFORMATIONEN ÜBER RECHTSBEHELFE; AUSSERGERICHTLICHE STREITSCHLICHTUNG 
Für die Beilegung von Streitigkeiten mit dem Kreditinstitut besteht die Möglichkeit, die interne 
Ombudsstelle zu kontaktieren: 
Oberbank AG - Ombudsstelle 
Untere Donaulände 28, A-4020 Linz 
Tel.: +43(0)732 / 7802 - 37280 
Fax.:+43(0)732 / 78 58 12 
E-Mail: ombudsstelle@oberbank.at 
Internet: www.oberbank.at / Kontakt / Ombudsstelle 

Darüber hinaus hat sich das Kreditinstitut folgender externer, außergerichtlicher 
Streitschlichtungseinrichtung / Stelle zur alternativen Streitbeilegung in Verbraucherangelegenheiten 
unterworfen: 
Gemeinsame Schlichtungsstelle der österreichischen Kreditwirtschaft 
Wiedner Hauptstraße 63, A-1045 Wien  
Tel.: +43(0)1 505 42 98 
Fax: +43(0)1 505 44 74 
E-Mail: office@bankenschlichtung.at 
Internet: www.bankenschlichtung.at 

mailto:ombudsstelle@oberbank.at
http://www.oberbank.at
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